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Inhalt: find die Gewerbeinſpectoren aus dem nachgefolgten, am 11. März d. SS 


| a kt [ A | in der Geſtalt einer Reform des VI. Hauptſtückes der Gewerbeordnun 
r Bericht der k. k. öſterreichiſchen Gewerbe-Inſpectoren. Von Be- | M der ne . L 8 9 
e ee Dr. Abnig in Graz. publicirten Fabriksgeſetze (Geſetz vom 8. März 1885, R. G. Bl. Nr. 22) 
Mittheilungen aus der Praxis: ausgeſchieden. f DEE 
Zuläſſigkeit der Verpachtung der Marktgebühren ſeitens der Gemeinden. Der erwähnte Bericht des Ausſchuſſes zur Regelung der Arbeits⸗ 
Als Pächter eines Gewerbes können nur Einzelperſonen, nicht Collectivperſonen]verhältniſſe im Reichsrathe vom 10. Mai 1869 ſprach von der Wirk⸗ 
(wie „die beiden Eheleute“) beſtellt werden. ſamkeit der nach dem damaligen Geſetzentwurfe wieder einzuführenden 


Zum Begriffe der Gewerbsmäßigkeit. Gewerbsmäßig“ werden unredliche Credit Inſtitution der Fabriksinſpectoren, die nunmehr neuerlich begonnen hat, 
geſchäfte dann betrieben, wenn die Abſicht auf ein fortgeſetztes Handeln be⸗ 


g 4 5 12 5 5 ſich unter dem Titel der Gewerbeinſpectoren dem öſterr. Verwaltungs⸗ 
hufs Schaffung einer ſtändigen Einkommensauelle gerichtet iſt. organismus einzugliedern (S 2, Al. 2, 8 6 des Geſetzes vom 17. Juni 
Geſetze und Verordnungen. 1883), daß die rückhaltsloſe Veröffentlichung der Berichte 
Perſonalien. der Fabriksinſpectoren die beſte Controle ſein wird, daß 
Erledigungen. Arbeiter und Arbeitgeber vor dem Richterſtuhle der Oeffent— 

R ö Ze Tore = = lichkeit ganz gleichberechtigt ſtehen werden. 
2 „ nicht Der vorliegende cumulirte Bericht des Centralinſpectors und der 
Der Bericht der ke kk. ſterreichiſchen Gewerbe- neun Gawen (340 S. 4 8.), welcher über ihre erſte 
Inſpectoren. eilfmonatliche Amtsthätigkeit mit der anerkennenswertheſten Schnelligkeit 
0 en ene 8 Re öffentliche Rechenſchaft ablegt, hat die Behauptung des Ausſchuſſes zur 
BE SE e eee Regelung der Arbeitsverhältniſſe im Reichsrathe vom 10. Ma 1869 

Der tiefe Einblick, welchen der Inſpectorenbericht in die hetero⸗ | gerechtfertigt. 

genſten Productionsverhältniſſe eines Theiles der Volkswirthſchaft in Was die äußere Anordnung der im Sinne des § 13 des Ge- 
Oeſterreich und in die ſociale und wirthſchaftliche Lage der öſterreichiſchen ſetzes vom 17. Juni 1883 erſtatteten Berichte anbelangt, ſo erſcheint 


induſtriellen Arbeiterſchaft gewährt, die eminente Bedeutung, welche die von Dr. V. Adler) empfohlene combinirte engliſch⸗deutſche Methode, 
dieſe Zuſtände fir die Verwaltung haben, dürften eine eingehendere die Einzelberichte der Inſpectoren mit einer die wichtigen 


Beſprechung dieſes Berichtes in der „Zeitſchrift für Verwaltung“ Punkte kritiſch bearbeitenden Einleitung von Seite der 
rechtfertigen. 1 n Centralſtelle vollſtändig abzudrucken, acceptirt. Die den 

Vom ſocial-politiſchen Geſichtspunkte ging die öfterveichtiche Geſetz⸗ Gewerbeinſpectoren zugewieſene Aufgabe iſt als bekannt vorauszuſetzen. 
gebung vor einem und einem halben Decennium aus, als ein eigentliches Die territoriale Ausdehnung und die Anzahl der Bevölkerung in jedem 
Fabriksgeſetz über das Lehr und Dienſtverhältniß, über das Rechts⸗ der durch die Verordnung vom 13. December 1883, R. G. Bl. Nr. 5 
verhältuiß zwiſchen den ſelbſtſtändigen . und ihren 1884, zunächſt geichaffenen neun Aufſichtsbezirke erſcheint in der Ein- 
Hilfsarbeitern, Geſellen und Gehilfen, über das Rechtsverhältniß zwiſchen leitung zu dem Inſpectorenberichte ziffermäßig gegenübergeſtellt. Zu 
Fabriksbeſitzern und Fabriksarbeitern a über die Wiedereinführung des bedauern iſt, daß dieſe Gegenüberſtellung nicht auch auf die Ziffern der 
Inſtitutes der Fabriksinſpectoren dem 8 zur Berathung vor⸗ in jedem einzelnen Aufſichtsbezirke nach der öſterr. Induſtrieſtatiſtik 
gelegt wurde. Damals 5 10. Mai 1 69 5 empfahl der Ausſchuß conſtatirten Induſtriebetriebe ausgedehnt worden iſt. Denn alsdann ließe 
zur Regelung der Arbeitsverhältniſſe im Reichsrathe die Einführung der ſich erſt die Größe der geſtellten Aufgabe, die Bedeutung der bisherigen 
Fabriksinſpectoren als Euer Inſtitution, die wirkſamer und Leiſtung und die Unzulänglichkeit der noch durch die Verordnung vom 
erfolgreicher für die Verbeſſerung der Arbeiterverhältniſſe 13. Januer 1885, R. G. Bl. Nr. 12, geſchaffenen zwölf Aufſichts⸗ 
ſein wird, als das beſte Geſetz. ’ bezirke richtig beurtheilen. 

Die Wichtigkeit der Arbeiterfrage für das Staatsleben, die aus Mit Rückſicht auf den Rahmen der „Zeitſchrift für Verwaltung“ 
der Gott⸗ und Weltanſchauung des Chriſtenthums ausgehende Idee der ſei es geſtattet, aus denn Inſpectorenberichte nur folgende Ziffern mit 
rechtlichen Gleichwerthigkeit der Menſchen, welche den Socialismus nicht einſchlägigen ſummariſchen Daten aus den Nachrichten über Induſtrie, 
als gewaltſam Revolutionäres, ſondern als den Inbegriff der Beſtrebungen Handel und Verkehr aus dem ſtatiſtiſchen Departement im k. k. Handels- 
wirthſchaftlich aufſtrebender Bevölkerungsſchichten anſieht, denen eine 
ſittliche Wirthſchaftsordnung Gerechtigkeit widerſahren läßt und dieſer „Die Jabriksinſpection, insbeſonders in England und der Schweiz“ von 
materiellen Ausdruck zu geben bemüht iſt, ließen die öfterr. Geſetzgebung Dr. Victor Adler. Jena, Guſtav Fischer, 1884. Adler hat nach feiner Vor⸗ 
e t Bi 0 Beneehagnnerlutu zunbisier Schi, oo nl e Suntsene Bun 
gelangen. Mit dieſem Geſetze iſt an Stelle der Fabriksinſpectoren die Heutſchland England und Schweiz mit Förderung ſeitens des k. k. öſterreichiſchen 


5 x Handelsminiſteriums gemacht und dieſem über die Ergebniſſe ſeiner Studien eine 
dem Weſen nach gleiche Inſtitution der Gewerbeinſpectoren getreten und! Denkſchrift vorgelegt. l i 


miniſterium (XXVII. Bd., 1884) nach dem Stande vom Jahre 1880 
zu vergleichen. 
Böhmen mit der urſprünglichen Eintheilung in die Aufſichtsbezirke 
III, IV, V, einem Flächenraume von 51.942·39 kme, einer Bevölkerung 
von 5,560.819 hatte 1880 in den Handelskammerbezirken Prag, 
Reichenberg, Eger, Pilſen, Budweis 118.199 Betriebe; von dieſen 
wurden inſpicirt: 
111: 480 Betriebe (73 je 2mal, 11 je Zmal, 1 Amal) 
N 2 0 
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(18 mehrere Male) an 216 Reiſetagen; 
(48 je 2mal, 23 je Zmal, 3 je Amal) 
an 214 Reiſetagen; 
zuſammen 1017 Betriebe, die wiederholten Inſpicirungen nicht in 
Rechnung gezogen, wurden von 118.199 Betrieben in den Aufſichts⸗ 
bezirken III, IV und \ inſpicirt. 

Galizien, Bukowina, Aufſichtsbezirk VL, mit einem Flächenraume 
von 88.959°45 kme, einer Bevölkerung von 6,530.578, hatten 1880 in 
den Handelskammerbezirken Lemberg, Krakau, Brody 30.618, im 
Handelskammerbezirke Czernowitz 3303, zuſammen 33.921 Betriebe, 
von denen 232 (112 Fabriken, davon 54 wiederholt, 120 Kleinbetriebe, 
davon 15 wiederholt), an 139 Reiſetagen inſpicirt wurden. 

Tirol, Vorarlberg und Kärnten, Aufſichtsbezirk VII, mit einem 
Flächenraume von 39.620·43 km?, einer Bevölkerung von 1,261.249, 
hatten 1880, und zwar in den Handelskammerbezirken Innsbruck, 
Bozen, Roveredo 14.407, Feldkirch 3950, Klagenfurt 6895, zuſammen 
15.252 Betriebe, von denen 108 (Fabriken 63, Kleingewerbe 45, 19 
Fabriken wiederholt) an 323 Reiſetagen inſpicirt wurden. 

Polizeirayon Wien, Aufſichtsbezirk J, mit einem Flächenraume 
von 149°67 kme, einer Bevölkerung von 1,143.70. In den ſtatiſtiſchen 
Nachrichten pro 1880 (pag. 60— 61) find aus dem Handelskammer 
bezirke Wien, Oeſterreich unter der Euns, die Betriebe des Polizeirayons 
Wien nicht ausgeſchieden und umfaßt der ganze Haudelskammerbezirk 
mit einem Flächenraume von 19.768°42 km? und einer Bevölkerung 
von 2,330.62! im Jahre 1880: 59.250 Betriebe. Von den hievon 
im Aufſichtsbezirke J gelegenen Betrieben wurden 359 (32 je zweimal, 
11 je dreimal und 2 je viermal) an 191 Tagen inſpicirt. 

Dieſe Ziffern über die Ausdehnung und Population der Aufſichts— 
bezirke, über die verſchiedenſte Dislocation der Induſtriebetriebe, bezw. 
Accumulation der Betriebe, laſſen den Schluß auf die Verſchiedenheit 
der durch das Geſetz den Gewerbeinſpectoren geſtellten Aufgabe ziehen. 

Es befinden ſich in Oeſterreich neben Territorien, in Denen die 
Induſtrie noch im Stadium der Entwicklung ſteht, ſolche Ländergebiete, 
in denen die Induſtrie bereits die Höhe der Entwicklung erklommen 
hat, auf der ſie den Wettkampf mit dem wirthſchaftlich concurrenzfähigſten 
Auslande zu beſtehen vermag. Dieſe Eigenart der volkswirthſchaftlichen 
Verhältniſſe in Oeſterreich verlangt eine beſonders eigenartige Organiſation 
der neuen Verwaltungsinſtitution der Gewerbeinſpectoren, und kann die 
Organiſation der Inſtitution durch die Verordnung vom 30. December 
1883, womit neun Aufſichtsbezirke geſchaffen wurden, und durch die 
Verordnung vom 15. Jänner 1885, womit die Zahl der Aufſichtsbezirke 
auf zwölf erweitert wurde, als abgeſchloſſen nicht angeſehen werden. 

Die gegenwärtige Einrichtung der Inſtitution kann der Verordnung 
zunächſt doch nur als Ziel ad intormandum vorgeſchwebt fein, da aus 
der Zahl der vorhandenen Betriebe ſich ergeben mußte, daß die neun, 
beziehungsweiſe zwölf Inſpectoren bei der aufopferndſten Hingabe an 
ihren Beruf phyſiſch außer Stande ſein müſſen, die 1880 nach den 
Nachrichten des ſtatiſtiſchen Departements gezählten 348.700 2) Induſtrie⸗ 
betriebe mit Erfüllung der vom Geſetze geſtellten Aufgabe zu inſpiciren. 

Nach dem vom Central-Gewerbeinſpector, Hofrathe Dr. F. Migerka, 
den Einzelberichten der Gewerbeinſpectoren vorausgeſchickten allgemeinen 
Berichte haben die Inſpectoren in der Zeit ihrer mit 1. Februar 1884 
begonnenen eilfmonatlichen Amtsthätigkeit 2564 Betriebe inſpicirt, ſomit 
nicht einmal 1%, der 1880 gezählten Induſtriebetriebe. 

In den 2564 inſpicirten Betrieben ſind 227.930 Arbeiter beſchäftigt 
geweſen, von denen 154.705 dem männlichen und 73.625 dem weiblichen 
Geſchlechte, — darunter 11.919 männlich und 7800 weiblich unter und 
bis 16 Jahren — angehören. Dieſe nach Geſchlecht und Alter vorgefundene 
verſchiedene Arbeiterverwendung hat ſchon nach dem bisherigen VI. Haupt⸗ 


m 


) Da im Handelskammerbezirke Zara nur jene Induſtriegewerbe nach⸗ 
gewieſen ſind, welche mindeſtens 5 fl. 25 kr. Steuer entrichten, ſo entſpricht die 
Summe nicht ganz dem factiſchen Beſtande. 
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ſtücke der Gewerbeordnung das beſondere Augeumerk der Gewerbeinſpectoren 
in Anspruch genommen und wird die Amtsthätigkeit derſelben iu dieſer 
Richtung uach dem neuen Geſetze vom 8. März 1885 in vielfacher Weiſe in 
erhöhtem Maße in Anſpruch genommen werden. 

Von den eilf Monaten der erſten Amtsthätigkeit der Inſpectoren 
konnte nicht die ganze Zeit dem eigentlichen Inſpectionsdienſte gewidmet 
werden. Es find davon in Abrechnung zu ziehen: die eigentliche Reiſezeit, 
die auf Interventionen bei Localcommiſſionen verwendeten Tage, der Beit- 
aufwand auf Bureauthätigkeit und der Zeitaufwand bei Beginn der Amts⸗ 
thätigkeit, um ſich bei den maßgebenden Stellen einzuführen. Letzterer Zeit— 
aufwand fällt fünftig weg. Die eigentliche Reiſezeit wird in Folge der Ver- 
ordnung vom 15. Jänner 1885 bei den bisherigen Aufſichtsbezirken 
III, IV, V, «i und IX verringert. Dagegen wird der Zeitaufwand 
für Interventionen bei Localcommiſſionen und für die Bureauthätigkeit 
ein vermehrter werden. Wenn von den 1880 gezählten 348.700 Betrieben 
2564 von neun Inſpectoren — das iſt 07, — inſpicirt worden find, fo 
würde ſich das Reſultat — falls am 1. Februar 1884 zwölf Inſpectoren activirt 
worden wären — auf 09% ſtellen. Wenn zwölf Inſpectoren zur Inſpection 
von 09% der Betriebe eilf Monate brauchten, jo würden fie zur Inſpection 
von den 1880 gezählten, ſeither offenbar nicht weniger gewordenen, 


348.700 Betrieben (die wiederholten Inſpicirungen außer Rechnung 


gelaſſen) rund 1222 Monate oder 101˙6 Jahre brauchen. Wenn auch 


die einmal dem Verwaltungsorganismus eingegliederte Inſtitution künftig 
mit einem quantitativ größeren Reſultate functioniren wird, ſo dürfte 
doch nicht in Abrede geſtellt werden können, daß auch die auf zwölf 
vermehrten Inſpectoren eine halbe Inſtitution bliebe. Daß ſie dies aber 
nicht bleiben darf, zeigt der Inſpectoreubericht durch die mitgetheilten 
Betriebseinrichtungen der weniger gewiſſeuhaften Producenten, durch die an 
vielen Orten angetroffenen Arbeiterverwendungen, durch die vorkommenden 
hygieniſchen und wirthſchaftlichen Verhältniſſe der Arbeiterſchaft, welche 
in den angetroffenen Zuſtänden nicht bleiben dürfen und, ohne dem 
Arbeitsgeber Opfer zuzumuthen, auch nicht zu bleiben brauchen. 

Die Einflußnahme der Inſpectoren auf die Betriebseinrichtungen 
und die Arbeiterverwendung wird die — zur Ehre unſerer wirthſchaftlichen 
Unternehmungen ſei es hervorgehoben — wenn auch nicht überwiegende, 
jo doch nicht ſelten vorkommende ſchrankenlos ſelbſtſüchtige Wirthſchafts— 
maxime auf den mit Recht zu fordernden Gemeinſinn zurückführen. Eine 


gewiſſe Einheitlichkeit in der Anlage und in den Einrichtungen der 


Betriebsſtätten in dem Sinne, daß dem weniger gewiſſenhaften Unter— 
nehmer verwehrt wird, in den für die Sicherheit des Arbeiters und 
der Erhaltung der Arbeitskraft erforderlichen Vorkehrungen zu ſparen, 
und daß er es dem gewiſſenhaften Unternehmer in der Richtung gleich— 
zuthun genöthigt wird, muß allmälig platzgreifen. Eine Folge daraus 
muß die wirthſchaftlich zu begrüßende Thatſache werden, daß dem 
weniger gewiſſenhaften Producenten der Schleichweg verſperrt wird, durch 
unerlaubte Erſparungen in den Capitals⸗Inveſtitionen die Concurrenz 
des gewiſſenhaften, für das Wohl ſeiner Mitmenſchen ſchon bei der 
Anlage der Betriebsſtätten vorſorgenden Unternehmers aus dem Felde 
zu Schlagen. Manche Schleuderwaare wird in weiterer Folge von dem 
Markte ausgeſchloſſen werden und die Verallgemeinerung größerer Werth- 
ſchätzung wirthſchaftlich gelungener Producte übt wie jede geſunde 
Wirthſchaft durch das Zurückdrängen der Unreellität auch auf die Charakter- 
richtung der Menſchen den anzuſtrebenden wohlthätigen Einfluß. 
Während im Jahre 1870 in dieſer Zeitſchrift (Nr. 1 de 1870) 
den damals geplanten Fabriksinſpectoren prognoſtieirt wurde, daß der 
Inſpector mit dem Fabrikanten ſowie mit den Arbeitern nicht ſelten in 
Confliete gerathen und wegen beiderſeits gegebenen Auläſſen beſtändig die 
Remedur zu ſchaffen in die Lage kommen wird, meint die Feder eines 
anderen Autors in Nr. 28 de 1883 dieſer Zeitſchrift: „Wir hätten es 
gerne geſehen, wenn vor Erlaſſung der betreffenden Geſetzesbeſtimmungen 
den Inſpectoren Zeit gegönnt geweſen wäre, die Verhältniſſe der ihnen 
zugewieſenen Bezirke genau kennen zu lernen, die Verhältniſſe der Arbeiter 
in den Gewerben, ſpeciell aber in den Induſtrien Oeſterreichs ſind 
gewiß nicht derartige, daß ſie ein ſofortiges Einſchreiten 
herausfordern.“ Wie richtig der Verfaſſer des Artikels Nr. 1, 1870, 
Zeitſchr. für Verw. geurtheilt hat, beweiſt der auf die Thatſachen der Inſpec⸗ 
torenberichte ſich ſtützende allgemeine Bericht des Centralinſpectors, der bei 
der gewiſſenhafteſten Bemühung nach objectiver Darſtellung unmittelbar 
nach Hervorhebung der den Inſpectoren durch das Geſetz vorgezeichneten 
vermittelnden Stellung zwiſchen den Arbeitgebern und Arbeitnehmern den 
(Satz folgen zu laſſen genöthigt iſt: „Es kann und ſoll nicht in Abrede 


geſtellt werden, daß die Gewerbeinſpectoren einzelne Fabriken vorfanden, 
deren Beſitzer mit der menſchlichen Arbeitskraft Raubbau treiben, die 
jedes ſittlichen Gefühles bar, dieſelbe minderwerthig als ihre Maſchinen 
anſehen und demgemäß behandeln, Eonjuneturen unter äußerſter An— 
ſpannung von Maſchinen und Menſchen ausnützen und die Sorge für die 
verbrauchten oder in ihrem Kerne getroffenen Arbeiter, deren niedrige 
Löhne den Gedanken an Amortiſirung der Arbeitskraft wie Hohn 
erſcheinen laſſen, gleichmüthig der Geſellſchaft oder dem Staate an— 
heimſtellen.“ 

Daß dieſer Satz ſittlicher Entrüſtung durch die in den Einzel: 
berichten angeführten Thatſachen beſtätigt wird, findet der Leſer, welcher 
die angetroffenen Verwendungs-, Wohnungs- und Ablöhnungsverhältniſſe 
der Arbeitnehmer eingehendem Studium würdigt. 

Aber ſo empörend die vorkommenden Schattenſeiten in angetroffenen 
Arbeiterverwendungen, hygieniſcher und wirthſchaftlicher Lage der Arbeiter 
ſind, ebenſo anerkennenswerth iſt die große Fürſorge vieler Arbeitgeber 
für ihre Arbeitnehmer. Beſonders die in Abſicht auf Alters- und 
Invaliditätsverſorgung vorgefundenen Einrichtungen verdienen die vollſte 
Würdigung. Gerade die Fürſorge für Alters- und 
verſorgung erſcheint — eine gerechte Verwendung und Ablöhnung des 
Arbeitsnehmers vorausgeſetzt — als Schlüſſel zur Löſung des ſchwierigen 
Problems der Arbeiterfrage, von der Hänel ſeinerzeit bei der Berathung 
des Ausnahmsgeſetzes in Deutſchland — dem Sinne nach wieder⸗ 
gegeben — richtig bemerkte, daß nicht Repreſſivgeſetze geeignet ſind, 
eine Entartung des Socialismus hintanzuhalten, ſondern Reformen auf 
dem Gebiete des gemeinen Rechtes allein dieſer Entartung ſteuern können. 

Mit Rückſicht auf 8 13 des Geſetzes vom 17. Juni 1883 und 
im Hinblicke auf das eugliſche Vorbild ), wonach der Chief Inspector in 
ſeinem Berichte auf beſondere, einheitlich an die Inſpectoren geſtellte 
Fragen die Antwort ertheilt, vermißt die mit dem Berichte der öſterr. 
Gewerbeinſpectoren ſich beſchäftigende Publiciſtik die reformatoriſchen 
Anträge. 

Wie die Geſetzgebung in der Regel weiſe handelt, im beſonnenen 
Schritte, erſt nach vorher erworbener, allſeitiger und tiefer Kenntniß 
der durch geſetzliche Emanationen zu ordnenden Lebensverhältniſſe die 
Norm zu ſchaffen, ebeuſo weiſe, deucht es mir, handeln jene, denen das 
Geſetz die Pflicht auferlegt, de lege ferenda mit Vorſchlägen in die 
Außenwelt zu treten, wenn ſie ihre Vorſchläge abhängig machen von 
umfaſſendſten Beobachtungen und intenſivem Studium wirthſchaftlicher 
Lebensgebiete, die das Problem der Gegenwart bilden. Aus dieſem 
Grunde können wir auch nach dem im erſten Inſpectorenberichte Ge— 
botenen mit um ſo größerem Intereſſe dem nächſtjährigen Berichte 
entgegenſehen. “) 


Mittheilungen aus der Praris. 


Zuläſſigkeit der Verpachtung der Marktgebühren ſeitens der 


Gemeinden. 

Die Statthalterei in G. hat mit Entſcheidung vom 6. Juni 1884 
die von der Stadtgemeinde W. zur Genehmigung vorgelegte Markt⸗ 
ordnung für Viehmärkte nicht genehmigt, weil der für die Abhaltung 
der Märkte auserſehene Platz im Grunde des § 9 des Viehfeuchen- 
geſetzes hiezu nicht geeignet erſcheine. Auch hat die Statthalterei mit 
derſelben Entſcheidung die von der Gemeinde in Ausſicht genommene 
Verpachtung der Marktgebühren als mit der Beſtimmung des 8 69 
der Gewerbegeſetznovelle nicht vereinbar für nicht ſtatthaft erklärt. 

In Folge des Recurſes der Gemeinde hat das k. k. Miniſterium 
des Innern mit Eutſcheidnng vom 21. Jänner 1885, 3. 21.196 
(de 1884), die von der Statthalterei ausgeſprochene Nichtgenehmigung 
der Marktordnung wegen Abganges des geeigneten Marktplatzes beſtätigt, 
jedoch den Ausſpruch betreffend die Unzuläſſigkeit der Verpachtung der 
Marktgebühren behoben, „weil der Verpachtung der Marktgebühren, welche 
von dem Pächter ſelbſtverſtändlich nur in dem genehmigten Ausmaße 


e) Dr. Adler am angeführten Orte; Dr. E. von Plener, die engliſche 
Fabriksgeſetzgebung. Wien 1871. j 

Das im Inſpectorenberichte niedergelegte Material von verwaltungs⸗ 
rechtlicher Bedeutung, wie: in Beziehung auf Anlage der Betriebsſtätten, Lohn⸗ 
formen, Wohlfahrtseinrichtungen für der Arbeiterſchaft ꝛc. dürfte mir Veranlaſſung 
ſein, noch im Laufe dieſes Jahres die für den executiven Verwaltungsdienſt rele⸗ 
vanten Momente zum Gegenſtande einer weiteren Beſprechung zu machen. 
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eingehoben werden dürfen, die Beſtimmungen der Gewerbeordnung nicht 
entgegenſtehen.“ 


Als Pächter eines Gewerbes können nur Einzelperſonen, nicht 
Collectivperſonen (wie „die beiden Eheleute“) beſtellt werden. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unter dem 26. April 1885, 
3. 4333, anläßlich eines Miniſterialrecurſes wegen Nichtgenehmigung 
der Verpachtung eines Schankgewerbes an die Eheleute W. nachſtehende 
Entſcheidung gefällt: 

„Das Miniſterium des Innern findet dem Miniſterialrecurſe der 
Karoline L. und der Eheleute Karl und Erneſtine W. in B. gegen die 
Statthalterei⸗Entſcheidung vom 5. Februar 1885, 3. 3273, mit 
welcher unter Beſtätigung des Beſcheides der Bezirkshauptmannſchaft 
vom 12. Jänner 1885, 8. 12.671, die Verpachtung des Schank⸗ 
gewerbes der Karoline L. in B. an die Eheleute Karl und Erneſtine 
W. nicht genehmigt wurde, keine Folge zu geben, weil es nicht den 
Beſtimmungen der Gewerbegeſetznovelle vom 15. März 1883 (88 3, 
19 und 55) entſpricht, daß Collectivperſonen, wie im vorliegenden 
Falle die Eheleute W., als Pächter eines Gewerbes beſtellt werden 
können, eine ſolche Verpachtung vielmehr nur an eine Einzelperſon 
erfolgen darf.“ K. 


Zum Begriffe der Gewerbsmäßigkeit. „Gewerbsmäßig“ werden 

unredliche Ereditgeſchäfte dann betrieben, wenn die Abſicht auf 

ein fortgeſetztes Handeln behufs Schaffung einer ſtändigen 
Einkommensquelle gerichtet iſt. 

Der k. k. Caſſationshof ging, indem er mit Entſcheidung vom 
16. März 1885, 3. 12.748, der vom Angeklagten erhobenen Nichtigfeits- 
beſchwerde gegen das Urtheil des Landesgerichtes in Czernowitz vom 
24. September 1884, 3. 8792, womit derſelbe des im Sinne der 
§§ 1 und 4 des Geſetzes vom 28. Mai 1881, R. G. Bl. Nr. 47, 
durch gewerbsmäßig betriebene unredliche Vorgänge bei Creditgeſchäften 
begangenen Vergehens ſchuldig erkannt wurde, theilweiſe ſtattgab, von 
folgenden Erwägungen aus: 

i Es kömmt zunächſt, mit Beziehung auf den materiellen 
Nichtigkeitggrund des § 281, 3. 10 St. P. O., in Erwägung zu 
ziehen, ob und inwieferne die Subſumtion der der Entſcheidung zu 
Grunde gelegten That unter die Beſtimmungen der 88 1 und 4 des 
Geſetzes vom 28. Mai 1881, R. G. Bl. Nr. 47, auf einer unrichtigen 
Geſetzesauslegung beruhe. Ein Vergehen nach § 4 des vorerwähnten 
Geſetzes könnte nur unter der Vorausſetzung zugerechnet werden, wenn 
die im § 1 dieſes Geſetzes vorgeſehenen Vorgänge bei Creditgeſchäften 
den Charakter der Gewerbs- oder Gewohnheitsmäßigkeit an ſich tragen 
würden. Der Abgang des Criteriums der Gewohnheitsmäßigkeit iſt 
ſchon durch das angefochtene Urtheil ſelbſt außer Frage geſtellt. In 
Bezug auf die Gewerbsmäßigkeit, welche nach ihrem Begriffe erſt dann 
anzunehmen wäre, wenn feſtgeſtellt ſein würde, daß die Abſicht des 
Augeklagten auf ein derlei fortgeſetztes Handeln behuſs Schaffung einer 
ſtändigen Einkommensquelle gerichtet war, iſt in dem angefochtenen 
Urtheile, welches in feinem Euunciate nur die Vorſchrift des § 4 des 
erwähnten Geſetzes citirt und in den Entſcheidungsgründen das Vergehen 
des Angeklagten als ein gewerbsmäßiges ohne Anführung irgendwelcher 
diesfalls maßgebenden Umſtände bezeichnet, zwar eine Mehrheit unredlicher 
Vorgänge bei Creditgeſchäften, ſonſt aber gar nichts feſtgeſtellt, was 
dieſe unredlichen Vorgänge über die im $ 1 des Geſetzes vom 28. Mai 
1881, R. G. Bl. Nr. 47, angeführten Erforderniſſe hinausreichen ließe. 

Da aber der Nachweis über mehrere Einzelfälle zur Conſtruirung 
des Poſtulates des Gewerbsmäßigkeit nicht zureicht, ſo erweiſt ſich die 
Subſumtion der der Entſcheidung zu Grunde gelegten That unter die 
Beſtimmungen des § 4 des Geſetzes vom 28. Mai 1881, R. G. Bl. 
Nr. 47, als auf einer unrichtigen Geſetzesauslegung beruhend, ſohin 
der angerufene Nichtigkeitggrund des S 281, 3. 10 St P. O. geſetz⸗ 
lich gerechtfertigt. Hiernach war der einſchlägige Schuldſpruch, wie auch 
der Ausſpruch über die Strafe als nichtig aufzuheben und gemäß 
§ 288, 3. 3 St. P. O. auf Grund der thatſächlichen Feſtſtellungen 
des erſten Richters zu erkennen, daß der Beſchwerdeführer in der 
Richtung des § 4 des erwähnten Geſetzes nach S 259, Z. 3 St. P. O. 
freigeſprochen werde. 


Geſetze und Verordnungen. 


1884. II. Semeſter. 
Landes⸗Geſetzblatt für das Königreich Böhmen. 

XV. Stück. Ausgeg. am 1. Auguſt. — Nr. 38. Verordnung des Mini⸗ 
ſteriums des Innern vom 15. Juli 1884, betreffend die Theilung des politiſchen 
Amtsbezirkes Karolinenthal in Böhmen, dann die Errichtung einer neuen Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in der Stadt „Königliche Weinberge“ bei gleichzeitiger Auflaſſung 
der Bezirkshauptmannſchaft Polna. — Nr. 39. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters für Böhmen vom 9. Juli 1884, 3. 50.626, betreffend die Verlängerung 
des Mauthbezugsrechtes auf der Mertendorf-Reichener Bezirksſtraße. 


XVI. Stück. Ausgeg. am 13. Auguſt. — Nr. 40. Kundmachung des k. k. 
Statthalters für Böhmen vom 20. Juli 1884, 3. 53.351, betreffend den Fort⸗ 
bezug der Mauth auf den Bezirksſtraßen Swarow⸗Chynawa, Dolan-Rebec⸗Lidie⸗ 
Makotras, Duſchnik⸗Karlſtein und Horelitz-Großjentſch. — Nr. 41. Kundmachung 
des k. k. Statthalters für Böhmen vom 20. Juli 1884, 3. 53.352, betreffend 
die Verlängerung des Mauthbezugsrechtes für mehrere Brücken im Zuge der 
Horitz⸗Smiritz⸗Opoender Bezirksſtraße. — Nr. 42. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters für Böhmen vom 23. Juli 1884, Z. 55.302, betreffend die Auflaſſung 
der bisherigen Namen der zur Stadtgemeinde Königinhof gehörigen Vorſtädte 
und Ortſchaften. — Nr. 43. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen 
vom 26. Juli 1884, Z. 56.442, betreffend die Bemauthung der Waltſch⸗Neudorf⸗ 
Skytaler Bezirksſtraße. Nr. 44. Kundmachung des k. k. Statthalters für 
Böhmen vom 29. Juli 1884, Z. 55.821, betreffend die Weiterbemauthung der 
Schönbach⸗Wildſteiner Bezirksſtraße, der im Zuge dieſer Straße liegenden Brücke 
bei Hörſin, der Wildſtein-Schloſſenreuther Bezirksſtraße und der im Zuge dieſer 
Straße liegenden Brücke bei Mühleſſen. 

XVII. Stück. Ausgeg. am 27. Auguſt. — Nr. 45. Kundmachung des 
k. k. Statthalters für Böhmen vom 4. Auguſt 1884, Z. 59.433, betreffend die 
Bemauthung der Podhor⸗Kobyl⸗Radimowitzer Bezirksſtraße. — Nr. 46. Kund⸗ 
machung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 12. Auguſt 1884, 3. 55.191, 
betreffend die Abänderung des § 2 der Inſtruction für die Aichung von Elbe⸗ 
fahrzeugen. 

XVIII. Stück. Ausgeg. am 30. September. — Nr. 47. Kundmachung des 
k. k. Statthalters für Böhmen vom 1. September 1884, Z. 64.099, betreffend 
die Zuweiſung der bisherigen Stellungsbezirke des politiſchen Bezirkes Karolinenthal 
zu den Bezirkshauptmannſchaften Karolinenthal und Königliche Weinberge, ferner 
der bisherigen Stellungsbezirke der aufzulaſſenden Bezirkshauptmannſchaft Polna 
zu den Bezirkshauptmannſchaften Deutſchbrod und Chotebor. 

XIX. Stück. Ausgeg. am 27. November. — Nr. 48. Geſetz vom 18. No⸗ 
vember 1884, betreffend die Ausſcheidung der Gemeinde Holesovie-Bubna aus 
dem Gebiete der Bezirksvertretung Karolinenthal und Vereinigung der Gemeinde 
Holesovic⸗Bubna mit der königl. Hauptſtadt Prag zu einer Ortsgemeinde. — 
Nr. 49. Geſetz vom 18. November 1884, wodurch einige Paragraphe der 
Gemeindeordnung der Stadt Prag vom 27. April 1850 geändert werden. — Nr. 50. 
Geſetz vom 18. November 1884, betreffend die Abänderung des letzten Abſatzes des 83 der 
Landtagswahlordnung für das Königreich Böhmen. — Nr. 51. Kundmachung des 
k. k. Statthalters für Böhmen vom 25. November 1884, 3. 9691 Präſ., 
betreffend die Ausſcheidung der Gemeinde Holesovic⸗Bubna aus dem Amtsgebiete 
der Bezirkshauptmannſchaft Karolinenthal. — Nr. 52. Kundmachung des k. k. 
Statthalters für Böhmen vom 18. October 1884, 3. 72863, betreffend die 
Verſetzung des Mauthſchraukens von Friedſtein nach Seſtronowitz. 

XX. Stück. Ausgeg. am 5. December. — Nr. 53. Kundmachung des 
k. k. Statthalters für Böhmen vom 12. November 1884, 3. 27.433, betreffend 
die durch das Geſetz vom 15. Jänner 1873, L. G. Bl. Nr. 3, § 1 normirte 
Vergütung der Regiekoſten ſeitens des Landesfondes an die Schubſtationen. 


XXI. Stück. Ausgeg. am 19. December. — Nr. 54. Geſetz vom 13. No⸗ 
vember 1884, womit mehreren Gemeinden des Königreiches Böhmen die Be⸗ 
willigung zur Einhebung von Gebühren für die Aufnahme in den Heimatsverband 
ertheilt wird. — Nr. 55. Geſetz vom 16. November 1884, womit die Stadt⸗ 
gemeinde der königl. Hauptſtadt Prag ermächtigt wird, die übrig bleibenden 
Theile einiger ihr gehöriger Eutien, und zwar von Nr. C. 461 —1I., die Grund⸗ 
ſtücke nächſt der Palackybrücke und die Schule Nr. C. 432. II. in Prag zu 
verkaufen. 

XXII. Stück. Ausgeg, am 24. December. — Nr. 56. Kundmachung des k. k. 
Statthalters für Böhmen vom 21. November 1884, 2. 86.877, betreffend die 
Bemauthung der Landskron⸗Tſchenkowitzer Bezirksſtraße. — Nr. 57. Kundmachung 
des k. k. Statthalters für Böhmen vom 21. November 1884, Z. 86.878, betreffend 
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die Bemauthung der Turnau-⸗Hrustitz⸗Lomnitzer Bezirksſtraße. — Nr. 58. Geſetz 
vom 25. November 1884, wirkſam für das Königreich Böhmen, betreffend die 
Abänderung des Art. I des Geſetzes vom 9. Jänner 1883, L. G. Bl. Nr. 3, 
über die Pflicht zur Bezeichnung der Fuhrwerke mit den Namen ihrer Eigen- 
thümer. — Nr. 59. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 
30. November 1884, Z. 90.481, betreffend die Bemauthung der Lomnitz-⸗Tatobyt⸗ 
Turnauer Bezirksſtraße. — Nr. 60. Geſetz vom 2. December 1884, womit der 
Gemeinde Roztok, Bezirk Smichow, die Einhebung einer Miethzinsumlage bewilligt 
wird. Nr. 61. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 
6. December 1884, 3. 93.528, betreffend die Feſtſetzung der Vergütung für die 
der Militärmannſchaft auf dem Durchzuge gebührende Mittagskoſt in dem Zeit⸗ 
raume vom 1. Jänner bis Ende December 1885. 

XXIII. Stück. Ausgeg. am 31. December. — Nr. 62. Geſetz vom 
24. December 1884, betreffend die Beitragsleiſtung der Feuerverſicherungsanſtalten 
zu den Koſten der Feuerwehren und zur Unterſtützung verunglückter Feuerwehr- 
männer im Königreiche Böhmen. — Nr. 63. Kundmachung des k. k. Statthalters 
für Böhmen vom 16. December 1884, Z. 86.401, betreffend die Bemauthung 
der Bergwirthshaus-Pohlig⸗Saazer und der Tſchachwitz-Lametitz⸗Fünfhundner 
Bezirksſtraße. — Nr. 64. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 
20. December 1884, 8. 98.025, betreffend die Bemauthung der Duppau-Gäſſinger 
und der Mekl⸗Bukwaer Bezirksſtraße. 

XXIV. Stück. Ausgeg. am 9. Jänner 1885. — Nr. 65. Geſetz vom 9. De⸗ 
cember 1884, betreffend die Einbeziehung der Ortſchaften Klein-Holesowie und 
Neu-Lieben in den Prager Bolizeivayon. — Nr. 66. Geſetz vom 10. December 
1884, womit die Stadtgemeinde der königl. Hauptſtadt Prag ermächtigt wird, 
das ihr gehörige Grundſtück Kat.Nr. 3004 in der Gemeinde Nusle⸗Pankrac 
an das k. k. Aerar zu verkaufen. 


Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Hof- und Miniſterialſeeretär im Miniſterium 
des kaiſ. Hauſes und des Aeußern Dr. Guſtav Ritter von Ohms tarfrei den 
Titel und Charakter eines Sectionsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den ärztlichen Concipiſten der Krainer Landes- 
regierung Dr. Friedrich Keesbacher zum Regierungsrathe und Landes⸗Sanitäts⸗ 
referenten bei der vorerwähnten Landesregierung ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe der Statthalterei in Graz 
Ludwig Rechfeld anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines 
Oberrechuungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirksſeeretär Anton Wittmann in Freuden⸗ 
thal anläßlich deſſen Penſionirung das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Miniſterial⸗Viceſecretär Dr. Heinrich Oſchtzadal Edlen von Miraberg zum 
Bezirkshauptmanne in Dalmatien ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſtertums des Innern hat den in 
dieſem Miniſterium in Verwendung ſtehenden Bezirkscommiſſär Dr. Adam Ritter 
von Fedorowicz zum Miniſterial-Viceſecretär und den Statthalterei-Concipiſten 
Octavian Freiherrn Weber von Ebenhof zum Miniſterial⸗Concipiſten im 
Miniſterium des Junern ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Junern hat die 
Ingenieure Ferdinand Hielle und Alexander Schüller zu Oberingenieuren 
und die Bauadjuneten Hugo Hartl und Hugo Kranz zu Ingenieuren für den 
Staatsbaudienſt in Mähren ernannt. N 

Der Miniſter des Aeußern hat die Beſtellung des Joſeph Levante zum 
k. und k. Conſular⸗Agenten in Aleſandretta genehmigt. 

Der Miniſter des Aeußern hat die Beſtellung des Henrique de Caſtro 
zum k. und k. Conſular⸗Agenten in Angra auf Terceira (Azoren) genehmigt. 

Der Ackerbauminiſter hat die Forſtinſpectious⸗Adjuncten Emil Wunder 
in Olmüg, Benedict Kluch in Meran, Victor Dobrucky in Stanislau, 
Theodor Rieder tu Reutte und Ferdinand Pjetſchka in Laibach zu Forſt⸗ 
inſpections⸗Commifſären ernannt. 


Erledigungen. 
8 Bezirks⸗Thierarztesſtelle in Liezen mit 500 fl. Gehalt und Reiſepauſchale, 
bis Mitte Auguſt. (Amtsbl. Nr. 164.) 

Drei Bezirks⸗Thierarztesſtellen bei den politiſchen Behörden in Dalmatien 
in Raguſa, Sinj und Knin in der neunten Rangsclaſſe, bis Ende Auguſt. 
(Amtsbl. Nr. 166.) 

Bauprakticantenſtelle mit 600 fl. Adjutum jährlich für den Staatsbaudienſt 
in Krain, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 169.) 

— ́—— ——— — — . ——..— ftr 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenutuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Vogen 12 der Erkenntniſſe 1885. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


